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Verzeichnis der Abkiirzungen

ABI. Amtsblatt

Abs. Absatz

AEG Allgemeines Eisenbahngesetz

AT Allgemeiner Teil

BGB Birgerliches Gesetzbuch

BGBI. Bundesgesetzblatt

BOA Verordnung(en) Uber den Bau und Betrieb von Anschlussbahnen

BT Besonderer Teil

bzw. Beziehungsweise

e. V. Eingetragener Verein

EBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung

EBOA Verordnung(en) Uber den Bau und Betrieb von Anschlussbahnen

EIGV Verordnung ber die Erteilung von Inbetriebnahmegenehmigungen
fir das Eisenbahnsystem (EisenbahnInbetriebnahmegenehmigungsverordnung)

ERegG Eisenbahnregulierungsgesetz

ESBO Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung flir Schmalspurbahnen

EVS EVS EUREGIO Verkehrsschienennetz GmbH

EVU Eisenbahnverkehrsunternehmen

GGVSE Gefahrgutverordnung StralRe und Eisenbahn

HPAIG Haftpflichtgesetz

EBHaftpflichtV

Eisenbahnhaftpflichtversicherungsverordnung

TEIV

Verordnung Uber die Interoperabilitat des transeuropaischen Eisenbahnsystems

RID Ordnung fiir die internationale Eisenbahnbeférderung gefahrlicher Giter
SNB-AT Schienennetz-Nutzungsbedingungen der EVS - Allgemeiner Teil
SNB-BT Schienennetz-Nutzungsbedingungen der EVS — Besonderer Teil
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1.1

1.2

1.3

2.1

Veroffentlichungen

Ort der Veroffentlichung

Die SNB und die Beschreibung der Infrastrukturanlagen, sowie deren Anderungen werden im Internet
unter der Adresse www.evs-online.com/sites/kundenservice.htm veréffentlicht. Sie stehen unter der
angegebenen Internetadresse kostenlos zum Download zur Verfiigung. Das unter Ziffer 3.3 aufgefiihr-
te zugangsrelevante technische Regelwerk ist fur Zugangsberechtigte in einmaliger Ausfihrung unent-
geltlich bei der EVS erhaltlich.

Stellungnahme der Zugangsberechtigten

Die Zugangsberechtigten kdnnen einen Monat lang nach der Verdffentiichung zu den Anderungen
oder der Neufassung der SNB Stellung nehmen. Die Stellungnahme kann schriftlich an folgende Ad-
resse geschickt werden: EVS Euregio Verkehrsschienennetz GmbH, Rhenaniastr. 1, 52222 Stolberg.
Bezug der Druckfassung

Eine Druckfassung der SNB kann gegen ein in der Liste der Entgelthohen aufgeflihrtes Entgelt bei
EVS Euregio Verkehrsschienennetz GmbH, Rhenaniastr. 1, 52222 Stolberg bezogen werden.

Zweck und Geltungsbereich

Zweck

Die SNB-AT gewahrleisten gegentber jedem Zugangsberechtigten einheitlich
o die diskriminierungsfreie Benutzung der Eisenbahninfrastruktur und

¢ die diskriminierungsfreie Erbringung der angebotenen Leistungen.
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2.2

23

24

2.5

3.1

SNB-AT und die Geschaftsverbindung zwischen der EVS und Zugangsberechtigten

Die SNB-AT gelten fur die gesamte Geschaftsverbindung zwischen der EVS und Zugangsberechtig-
ten, die sich aus der Benutzung der Eisenbahninfrastruktur und der Erbringung der angebotenen Leis-
tungen ergibt.

Vereinbarungen zwischen Zugangsberechtigten und den von ihnen beauftragen EVU

Vertragliche Vereinbarungen zwischen Zugangsberechtigten und den von ihnen beauftragen EVU ha-
ben keinen Einfluss auf die vertraglichen Vereinbarungen zwischen den Zugangsberechtigten und der
EVS.

Halter von Eisenbahnfahrzeugen, die kein EVU sind

Die Bestimmungen betreffend Zugangsberechtigte und EVU gelten sinngemal auch fur Halter von Ei-
senbahnfahrzeugen, die mit diesen selbststandig am Eisenbahnbetrieb teilnehmen, ohne EVU zu sein.

Der Allgemeine und der Besondere Teil der SNB

Der Allgemeine Teil (AT) der SNB wird durch einen Besonderen Teil (BT) erganzt. Im Allgemeinen Teil
werden die Grundsatze des Zugangs zur Eisenbahninfrastruktur sowie die Entgeltgrundsatze und Ver-
tragsgrundlagen beschrieben. Im Besonderen Teil werden u. a. die Betriebszeiten auf den Strecken
der EVS, die Erreichbarkeit verschiedener Dienststellen sowie die Zuweisung von Zugtrassen in Ver-
bindung mit der Anmietung von Serviceeinrichtungen beschrieben.

Allgemeine Zugangsvoraussetzungen

Abschluss einer Vereinbarung

Die Anforderungen werden im Rahmen der Trassenzuweisung erfullt.

SNB-AT Seite 6
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3.2

3.3

Anerkannte Regeln der Technik im Sinne des § 2 Abs. 1 EBO

Hinweis: Nach Auffassung der Bundesnetzagentur erfiillt die nachfolgende Ziffer nicht die gesetzlichen
Anforderungen. Bis zum Abschluss des laufenden Verwaltungsverfahrens wird diese Form der Darstel-
lung von der Bundesnetzagentur geduldet.

§ 2 Abs. 1 EBO findet uneingeschrankt Anwendung auf dem gesamten Streckennetz der EVS.

Gemal Rundschreiben des Ministeriums fiir Bauen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen, zu-
letzt erganzt am 23.08.2011, sind als Regeln der Technik im Sinne des § 2 Abs. 1 EBO anerkannt:

Regelwerk Bezug
VDV Schrift 754 — BMB NE Richtlinie VDV Kamekestrasse 37 — 39, 50672 Koln
VDV Schrift 755 — Streckenkenntnisrichtlinie VDV Kamekestrasse 37 — 39, 50672 Koln
VDV Schrift 757 — Bremsvorschrift VDV Kamekestrasse 37 — 39, 50672 Koln
Fahrdienstvorschrift fir Nichtbundeseigene Eisen- . .
bahnen (FV-NE) Fléttmann Verlag GmbH, 33246 Giitersloh

Vorschriften fur die Bedienung von Signalanlagen
fir Nichtbundeseigene Eisenbahnen (Sig VB-NE)

Betriebsunfallvorschrift fir Nichtbundeseigene Ei- . .
senbahnen (BUVO-NE) Flottmann Verlag GmbH, 33246 Gitersloh

Fléttmann Verlag GmbH, 33246 Giitersloh

Die Einhaltung der anerkannten Regeln der Technik ist Bestandteil jeder Infrastrukturnutzung.

Netzzugangsrelevantes betrieblich-technisches Regelwerk

Hinweis: Nach Auffassung der Bundesnetzagentur erfiillt die nachfolgende Ziffer nicht die gesetzlichen
Anforderungen. Bis zum Abschluss des laufenden Verwaltungsverfahrens wird diese Form der Darstel-
lung von der Bundesnetzagentur geduldet.

Fur den Zugang zum Schienennetz der EVS gelten neben den Anerkannten Regeln der Technik, die
stets zu beachten sind, folgende Regelwerke, Vorschriften und Richtlinien in der jeweils gultigen Fas-
sung:

Regelwerk Bezug

Beschreibung der vorhandenen Infrastrukturanla- | Download unter www.evs-
gen der EVS Euregio Verkehrsschienennetz GmbH | online.com/sites/kundenservice.htm

Download unter www.evs-

Trassenanmeldeformular der EVS ) . ,
online.com/sites/kundenservice.htm
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34  Genehmigung und Sicherheitsbescheinigung

3.4.1 Bei Abschluss einer Vereinbarung weist das EVU durch Vorlage des Originals oder einer beglaubigten
Kopie nach, dass es im Besitz einer folgenden behordlichen Genehmigung ist:

e einer Sicherheitsbescheinigung im Sinne des § 7a AEG und einer Genehmigung zum Erbrin-
gen von Eisenbahnverkehrsleistungen im Sinne des § 6 Abs. 3 Nr. 1 AEG oder

e einer Sicherheitsbescheinigung im Sinne des § 7a AEG und einer nach dem Recht eines an-
deren Mitgliedstaates der Europaischen Gemeinschaft oder eines Mitgliedstaates des Ab-
kommens vom 2. Mai 1992 Uber den Europaischen Wirtschaftsraum erteilten Genehmigung fur
das Erbringen von Eisenbahnverkehrsleistungen, § 6 Abs. 8 AEG.

3.4.2 Bei Abschluss einer Vereinbarung weist der Halter von Eisenbahnfahrzeugen fiir die selbststandige
Teilnahme am Eisenbahnbetrieb durch Vorlage des Originals oder einer beglaubigten Kopie nach,
dass er im Besitz einer folgenden Genehmigung ist:

e einer Sicherheitsbescheinigung im Sinne des § 7a AEG und einer Genehmigung fir die
selbststandige Teilnahme am Eisenbahnbetrieb als Halter von Eisenbahnfahrzeugen im Sinne
des § 6 Abs. 3 Nr. 2 AEG oder

e einer Sicherheitsbescheinigung im Sinne des § 7a AEG und einer nach dem Recht eines an-
deren Mitgliedstaates der Europaischen Gemeinschaft oder eines Mitgliedstaates des Ab-
kommens vom 2. Mai 1992 iber den Europaischen Wirtschaftsraum erteilten Genehmigung fir
die selbststandige Teilnahme am Eisenbahnbetrieb als Halter von Eisenbahnfahrzeugen, § 6
Abs. 8 AEG.

3.4.3 Bei einer von einer auslandischen Behorde erteilten Genehmigung verlangt die EVS die Vorlage einer
beglaubigten Ubersetzung in die deutsche Sprache.

344 Den Widerruf und jede Anderung der Genehmigung oder der Sicherheitsbescheinigung teilt das EVU
der EVS unverziiglich schriftlich mit.
3.5  Haftpflichtversicherung

Bei Abschluss einer Vereinbarung weist das EVU das Bestehen einer Haftpflichtversicherung im Sinne
der Verordnung (iber die Haftpflichtversicherung der Eisenbahnen (AEG §14 Abs. 1) nach. Anderun-
gen zum bestehenden Versicherungsvertrag zeigt es der EVS unverziglich schriftlich an.
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3.6

3.6.1

3.6.2

3.6.3

364

3.6.5

3.7

3.7.1

3.7.2

3.7.3

Anforderungen an das Betriebspersonal

Das vom EVU eingesetzte Betriebspersonal muss die Anforderungen der EBO erfullen und die deut-
sche Sprache in dem fir seine jeweilige Tatigkeit erforderlichen Umfang in Wort und Schrift beherr-
schen.

Wer ein Eisenbahnfahrzeug fiihrt, bedarf eines glltigen Flhrerscheins gemal Triebfahrzeug-
fihrerscheinverordnung (TfV).

Das vom EVU eingesetzte Betriebspersonal muss gemal der jeweils aktuellen Sammlung betriebli-
cher Vorschriften der EVS (SbV) ausgebildet sein. Die SbV wird dem EVU bei Abschluss einer Nut-
zungsvereinbarung von der EVS einmalig kostenfrei zur Verflgung gestellt. Mehrexemplare kdnnen
gegen ein in der Liste der Entgelthohen aufgeflhrtes Entgelt bei EVS Euregio Verkehrsschienennetz
GmbH, Rhenaniastr. 1, 52222 Stolberg bezogen werden.

Die Vermittlung der Streckenkenntnis erfolgt fir das EVU vorder Erstbenutzung einmalig kostenlos
durch die EVS. Fur weitere Unterweisungen setzt sie ein von allen EVU gleichermafen zu entrichten-
des Entgelt fest (s. Liste der Entgelte). Ist das EVU nach erstmaliger Unterweisung dazu in der Lage,
kann es seinem Personal die erforderliche Streckenkenntnis auch selbst vermitteln.

Eingesetzte Triebfahrzeugfuhrer und Lokrangierfihrer missen jederzeit Uber Bord- oder Handfunkge-
rate des analogen Zug- oder Rangierfunks erreichbar sein.

Anforderungen an die Fahrzeuge

Die zum Einsatz kommenden Regelfahrzeuge missen nach Bauweise, Ausriistung und Instandhal-
tung den Bestimmungen der EBO entsprechen und von der zustandigen Behdrde abgenommen sein
oder Uber eine Inbetriebnahmegenehmigung im Sinne der EIGV verfiigen.

Die Ausrlstung der zum Einsatz kommenden Fahrzeuge muss mit den Steuerungs-, Sicherungs- und
Kommunikationssystemen der benutzten Schienenwege kompatibel sein. Die Steuerungs-, Siche-
rungs- und Kommunikationssysteme sind der Beschreibung der Infrastrukturanlagen zu entnehmen.
Insbesondere missen analoge Zug- und Rangierfunksysteme verfiigbar sein.

Das EVU bestatigt das Vorliegen der Voraussetzungen gemaR Punkt 3.7.1 und 3.7.2 auf Verlangen
der EVS gemal § 4 Abs. 1 Nr. 3 EBV.

SNB-AT Seite 9
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3.8  Sicherheitsleistung

3.8.1  Der Betreiber der Schienenwege macht die Benutzung der Eisenbahninfrastruktur von der Leistung
einer angemessenen Sicherheit abhangig, wenn Anzeichen fir eine Zahlungsunfahigkeit des Zu-
gangsberechtigten bestehen. Dies gilt nicht fur Zugangsberechtigte.

3.8.2  Anzeichen fiir eine Zahlungsunfahigkeit des Zugangsberechtigten bestehen

e bei langer als einen Monat dauerndem Zahlungsverzug mit einem vollen Rechnungsbetrag
bzw. mit einer vollen monatlich zu entrichtenden Zahlung sowie

e bei Zahlungsrickstanden in Hohe eines in den vergangenen drei Monaten durchschnittlich zu
entrichtenden monatlichen Gesamtentgeltes.

Anzeichen flr eine Zahlungsunfahigkeit des Zugangsberechtigten bestehen auch dann, wenn

¢ das voraussichtlich zu entrichtende Entgelt die nach Einschatzung einer Auskunftei vertretbare
Kreditlinie des Zugangsberechtigten Ubersteigt,

¢ ein Antrag auf Eroffnung des Insolvenzverfahrens tber sein Vermogen gestellt wurde,
e er Prozesskostenhilfe beantragt hat oder
e erlanger als zwei Wochen unter der von ihm angegebenen Adresse nicht erreichbar ist.

3.8.3  Angemessen ist eine Sicherheitsleistung in Hohe des flr vereinbarte Leistungen jeweils in einem Mo-
nat (Sicherungszeitraum) zu entrichtenden Gesamtentgeltes. Dabei gilt Folgendes:

3.8.3.1  Sicherheitist in Hohe des fur den Rest des laufenden Monats insgesamt zu entrichtenden Entgeltes
zu leisten. Im Anschluss daran ist Sicherheit jeweils in Hohe des fiir den Folgemonat insgesamt zu
entrichtenden Entgeltes zu leisten.

3.8.3.2  Werden fur einen Sicherungszeitraum, fir den bereits Sicherheitsleistung erbracht wurde, weitere
Leistungen vereinbart, ist zusatzlich Sicherheit fir das hierflr zu entrichtende Entgelt zu leisten.
3.8.4 Die Sicherheitsleistung kann gemal § 232 BGB oder durch Bankbirgschaft (selbstschuldnerisch, auf
erstes Anfordern und unter Verzicht auf die Einrede der Vorausklage) erbracht werden. Die Blrgschaft
einer Bank, die von einer Rating-Agentur mit dem Non-Investment Grade versehen wurde, wird nicht
akzeptiert.

3.8.5 Der Betreiber der Schienenwege macht das Verlangen nach Sicherheitsleistung in Textform geltend.
Fur die Falligkeit der Sicherheitsleistung gilt Folgendes:

SNB-AT Seite 10
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3.8.5.1

3.8.5.2

3.8.5.3

3.8.6

3.8.7

41

411

412

413

4.2

4.2.1

Ist Entgelt fir den Rest des laufenden Monats zu sichern, muss die Sicherheitsleistung binnen flnf
Bankarbeitstagen nach Zugang des Sicherungsverlangens erbracht sein.

Ist Entgelt flr einen Folgemonat zu sichern, muss die Sicherheitsleistung spatestens zwei Werkta-
ge vor dem Beginn des Folgemonats erbracht sein.

Ist Entgelt flr weitere in einen Sicherungszeitraum, fr den bereitsSicherheitsleistung erbracht wur-
de, fallende Leistungen zu sichern, muss die hierauf entfallende Sicherheitsleistung spatestens
zwei Werktage vor Leistungsbeginn erbracht sein. Ist dies aufgrund kurzfristig vereinbarter Leistun-
gen nicht mehr zeitgerecht mdglich, muss die Sicherheitsleistung jedenfalls vor Leistungsbeginn
erbracht sein.
Kann der Betreiber der Schienenwege die rechtzeitige Erbringung der Sicherheitsleistung nicht fest-
stellen, ist er ohne weitere Ankiindigung zur Leistungsverweigerung berechtigt, bis die Sicherheitsleis-

tung nachweislich erbracht worden ist.

Der Zugangsberechtigte kann die Sicherheitsleistung durch Entgeltvorauszahlung abwenden.

Benutzung der Eisenbahninfrastruktur

Allgemeines

Die Benutzung der Eisenbahninfrastruktur ist nur im Rahmen und nach MaRgabe der vertraglichen
Vereinbarungen zulassig.

Fur die Benutzung der Eisenbahninfrastruktur gelten erganzend zu den gesetzlichen Bestimmungen
die Betriebsvorschriften der EVS (SbV, La). Die EVS stellt die eigenen Betriebsvorschriften den Zu-
gangsberechtigten jeweils in aktueller Fassung kostenfrei in einfacher Ausfertigung zur Verfligung.
Weitere Exemplare sind entsprechend Ziffer 3.6.3 kostenpflichtig. Der Zugangsberechtigte kann die
zur Verfugung gestellten Unterlagen fur die Verkehrsleistung selbst vollstandig und unverandert ver-
vielfaltigen.

Die konkrete Benutzung der Eisenbahninfrastruktur richtet sich nach den von der EVS auf der Grund-
lage der vertraglichen Vereinbarungen erstellten Fahrplanunterlagen, die dem EVU
ubergeben worden sind. Weiterhin gelten die erganzenden betrieblichen Weisungen, z.B. Befehle.

Zuweisung von Zugtrassen im Rahmen der Netzfahrplanerstellung

Antrage auf Zuweisung von Zugtrassen im Rahmen des Netzfahrplans kdnnen frilhestens einen Monat
vor dem zweiten Montag im April des Jahres, in welchem der jeweilige Netzfahrplan beginnt, gestellt
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422

423

424

4.2.5

4.2.6

4.3

4.3.1

432

werden. Antrage mussen bis spatestens zu diesem zweiten Montag im April bei dem Betreiber der
Schienenwege eingegangen sein.

Der Betreiber der Schienenwege erstellt spatestens bis zum ersten Montag im Juli des Jahres, in wel-
chem der jeweilige Netzfahrplan beginnt, einen vorlaufigen Netzfahrplanentwurf.

Zugangsberechtigte, die innerhalb der in Punkt 4.2.1 festgelegten Frist Antrdge auf Zuweisung von
Zugtrassen im Rahmen des Netzfahrplans gestellt haben, kdnnen einen Monat lang schriftlich Stellung
zum vorlaufigen Netzfahrplanentwurf nehmen. Die Frist zur Stellungnahme beginnt mit Ablauf der Frist
gemal Punkt 4.2.2.

Nach Ablauf der Frist zur Stellungnahme gemaf Punkt 4.2.3 ergreift der Betreiber der Schienenwege
innerhalb von einer Woche geeignete Mallnahmen, um berechtigten Beanstandungen am vorlaufigen
Netzfahrplanentwurf Rechnung zu tragen. Nach Ablauf dieser Frist steht der endglltige Netzfahrplan-
entwurf fest.

Auf der Grundlage des endgiiltigen Netzfahrplanentwurfs gibt der Betreiber der Schienenwege unver-
zliglich ein Angebot zum Abschluss einer Vereinbarung ab oder teilt die Ablehnung des Antrags mit.
Die Ablehnung ist zu begrinden.

Das Angebot kann nur innerhalb von funf Werktagen angenommen werden.

Zuweisung von Zugtrassen im Gelegenheitsverkehr

Antrage auf Zuweisung einzelner Zugtrassen aulerhalb der Erstellung des Netzfahrplans (Gelegen-
heitsverkehr) werden Montag bis Freitag in der Zeit von 09:00 Uhr bis 15:00 Uhr bearbeitet.

Kurzfristige Antrage auf Zuweisung von Zugtrassen unterhalb von 5 Arbeitstagen vor dem ersten Ver-
kehrstag werden auch dem Gelegenheitsverkehr zugeordnet. .

Fehlende oder untaugliche Angaben fordert die EVS bei dem Zugangsberechtigten unverzuglich nach.
Der Beginn der Bearbeitungsfrist richtet sich nach dem Zeitpunkt an dem alle notwendigen Angaben
der EVS vorliegen. Werden die fehlenden Angaben nicht ibermittelt kann die Anmeldung zur Trassen-
bearbeitung nicht angenommen werden. Eine separate Trassenablehnung erfolgt in diesem Fall nicht.

Die EVS gibt

a) bei Antragen auf Zuweisung einzelner Zugtrassen aulRerhalb der Erstellung des Netzfahrplans
innerhalb einer Frist von vier Wochen (Marktsegment Gelegenheitsverkehr),

b) bei Antragen auf kurzfristige Zuweisung einzelner Zugtrassen unverziiglich, spatestens jedoch
innerhalb von funf Arbeitstagen,

SNB-AT Seite 12



v EUREGIO Verkehrsschienennetz GmbH

.EM

433

434

4.3.5

4.4

ein Angebot zum Abschluss einer Vereinbarung ab oder teilt die Ablehnung des Antrags mit. Die Ab-
lehnung wird durch die EVS begrindet.

Antrage auf Zuweisung von Zugtrassen sind jeweils getrennt fur unter Ziffer 4.3.2. a) und 4.3.2. b) ge-
nannten Antrége einzureichen.

Von der Frist gemaR Punkt 4.3.2 Satz 1 Buchstabe b kann die EVS in Fallen besonders aufwéandiger
Bearbeitung abweichen. Félle, die einer besonders aufwandigen Bearbeitung bedirfen, sind in der
Regel:

a) Zugfahrten, die besonders Sicherungsmalnahmen erfordern (z. B. Beforderung besonders
gefahrlicher Guter wie etwa Stoffe der Klasse 7 RID),

b) AuRergewdhnliche Transporte (z. B. Fahrten mit LademaRlberschreitungen),
c) Probefahrten (Versuchszlge),
d) Fahrten mit Nebenfahrzeugen.
Die Frist fur die Entscheidung tber den Antrag auf Zuweisung von Zugtrassen betragt vier Wochen.

Falle, die einer besonders aufwandigen Bearbeitung bedurfen, liegen auch dann vor, wenn bei der
Bearbeitung eines Antrags auf Zuweisung von Zugtrassen mehrere Betreiber von Schienenwegen zu
beteiligen sind. In diesen Fallen verlangert sich die Frist gemal Punkt 4.3.2 Satz 1 Buchstabe b ent-
sprechend der Anzahl der beteiligten EIU um jeweils fiinf Arbeitstage. Die maximale Frist fr die Ent-
scheidung Uber den Antrag auf Zuweisung von Zugtrassen betragt vier Wochen.

Das Angebot zum Abschluss einer Vereinbarung im Gelegenheitsverkehr kann nur innerhalb von fiinf
Arbeitstagen angenommen werden. Abweichend davon kann das Angebot bei Antragen auf kurzfristi-
ge Zuweisung einzelner Zugtrassen nur innerhalb von einem Arbeitstag angenommen werden.

Beteiligung mehrerer Betreiber von Schienenwegen

Beantragt ein Zugangsberechtigter Zugtrassen, welche die Schienenwege mehrerer Betreiber der
Schienenwege betreffen, wird die EVS, bei der der Antrag gestellt wurde, im Auftrag des Zugangsbe-
rechtigten bei den anderen betroffenen Betreibern der Schienenwege die Zugtrassen unverziiglich be-
antragen. Er wird darauf hinwirken, dass alle beteiligten Betreiber von Schienenwegen iber den An-
trag unverzuglich entscheiden. Die dadurch entstehenden Kosten stellt die EVS den Zugangsberech-
tigten in Rechnung.
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451

4.6

4.7

4.8

Rahmenvertrage

Antrage auf Abschluss eines Rahmenvertrages konnen nach MaRgabe des § 49 ERegG gestellt wer-
den.

Grundsatze des Koordinierungsverfahrens
Liegen bei der Netzfahrplanerstellung Antrage Uber zeitgleiche, miteinander nicht zu vereinbarende
Zuweisungen vor, wird die EVS mit dem Ziel einer einvernehmlichen Lésung wie folgt vorgehen:

a) Die EVS wird Verhandlungen mit allen von einem Konflikt betroffenen Zugangsberechtigten
zugleich aufnehmen. Hierzu kann die EVS allen von einem Konflikt betroffenen Zugangsbe-
rechtigten zusatzliche Trassen anbieten, die von den beantragten Zugtrassen abweichen. Die
EVS versorgt alle von einem Konflikt betroffenen Zugangsberechtigten mit dem gleichen In-
formationsstand und beteiligt sie gleichermaflen an den Verhandlungen.

b) Kommt keine Einigung zustande, wird die EVS nach § 52 ERegG verfahren.
Verhandlungen werden durch die EVS in folgender Art und Weise aufgenommen:

Die Zugangsberichtigten werden alle entweder telefonisch, per email oder schriftlich aufgefordert fir
die Konfliktlosung Stellungnahmen abzugeben sowie mogliche Alternativen und Zwangspunkte zu be-
nennen. Die Frist fiir die Ubermittiung der Erklarungen der Zugangsberichtigten betragt 3 Tage, in der
die Bearbeitung der beteiligten Trassen durch EVS ruht.

Grundsatze des Dispositionsverfahrens

Bei Abweichungen vom Fahrplan wird durch die betriebsleitende Stelle wie folgt die Reihenfolge der
Zlige disponiert. Vorrang haben vertaktete Zige des Personennahverkehrs. Plinktliche Giterziige ha-
ben Vorrang vor unpunktlichen Guterzugen.

Durchfiihrung von auBergewdhnlichen Transporten

Fur auBergewohnliche Transporte wird eine Beforderungszusage durch EVS ben6tigt.

Hierzu ist ein Zustimmungsantrag 6 Wochen vor Transportbeginn an den Vertrieb der EVS zu stellen.
Dieser muss die Angaben des UIC Kodex 502-1 Anlage A und Anlage B enthalten.
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5 Entgeltgrundsatze

5.1 Bemessungsgrundlage

5.1.1  Grundlage der Bemessung des Entgeltes fiir die Benutzung der Schienenwege ist die Zuordnung zu
Marktsegmenten. Fur jedes Segment werden spezifische Entgelte erhoben. Die EVS weist folgende
Marktsegmente aus:

a

o O O

D

)
)
)
)
)

Personenverkehr (sowie Leerreiseziige) im Jahresfahrplan,

Personenverkehr (sowie Leerreisezige) im Gelegenheitsverkehr,

Guterverkehr, leicht (kleiner 500 t, sowie Lokleerfahrten) im Jahresfahrplan,
Guterverkehr, leicht (kleiner 500 t, sowie Lokleerfahrten) im Gelegenheitsverkehr,
Guterverkehr, schwer (groRer/gleich 500 t) im Jahresfahrplan,

Guterverkehr, schwer (groRer/gleich 500 t) im Gelegenheitsverkehr,
Guterverkehr mit Gefahrgut im Jahresfahrplan,

Guterverkehr mit Gefahrgut im Gelegenheitsverkehr,

Guterverkehr mit auRergewdhnlicher Sendung.

Fur stornierte Leistungen erhebt die EVS Entgelte in Abhangigkeit zur Stornierungsfrist.

Zusatzleistungen sind gesondert ausgewiesen. Hierzu gehoren:

a

o O O

D

)
)
)
)
)

=

Druckfassung Sammlung betrieblicher Vorschriften (SbV),
Druckfassung SNB,

Gestellung von Lotsen,

Erstellung einer Beférderungsanordnung,

Prifung externer Betriebsprogramme,
Grenzlastberechnung

Einsatz Notfallmanager.
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5.1.2

5.2

5.3

Mit dem erhobenen Entgelt sind die Pflichtleistungen des EIU gem. Anlage 2 Nr. 1 zum ERegG grund-
satzlich abgedeckt. Allerdings sind die Nutzung der Personenbahnsteige nicht im Mindeszugangpaket
enthalten. Hier hat die EVS von ihrem Wahlrecht nach nach § 10a Abs. 4 ERegG gebrauch gemacht.

Die EVS erhebt Entgelte im Rahmen ihres Anreizsystems. Das Anreizsystem der EVS knpft an das
Kriterium der Verspatungen an (siehe Kap. 5.6).

Fur entgegen vertraglichen Vereinbarungen nicht benutzte Eisenbahninfrastruktur, Schienenwege oder
nicht in Anspruch genommene Leistungen verlangt EVS ein Entgelt bis zur Hohe des Regelentgeltes.
Stornierungen betreffen grundsatzlich die gesamte Bestellung. Eine Stornierung von Teilleistungen ist
nicht moglich.

Insbesondere gilt: Einzelne oder mehrere Zugtrassen bzw. alle Zugtrassen kénnen bei einem bestell-
ten Jahresfahrplan gegen Entgelt nur fir den gesamten Jahresfahrplan storniert werden. Die Stornie-
rung von Zugtrassen an einzelnen Verkehrstagen oder Zeitraumen ist nach Annahme des Trassenan-
gebotes im Jahresfahrplan ohne Zahlung des zum Zeitpunkt der Stornierung giiltigen Trassenpreises
nicht moglich.

Einzelne oder mehrere Zugtrassen bzw. alle Zugtrassen konnen bei einem bestellten Fahrplan im Ge-
legenheitsverkehr gegen Entgelt nur fur den gesamten Bestellzeitraum storniert werden. Die Stornie-
rung von Zugtrassen an einzelnen Verkehrstagen oder Zeitrdumen ist im Gelegenheitsverkehr nach
Zusendung des Fahrplanes ohne Zahlung des zum Zeitpunkt der Stornierung gultigen Trassenpreises
nicht moglich.

Ausgleich ungerechtfertigter Entgeltnachlasse und Aufschlage

Nach der Liste der Entgelte der EVS eingeraumte Entgeltnachlasse hat der Zugangsberechtigte aus-
zugleichen, wenn und soweit die Voraussetzungen fur ihre Gewahrung nicht erfullt werden. Dies gilt
entsprechend flir den Ausgleich von Aufschlagen durch die EVS.

Umsatzsteuer

Die vom Zugangsberechtigten nach der Liste der Entgelte der EVS zu entrichtenden Entgelte werden
zuzuglich der gesetzlichen Umsatzsteuer in der jeweils gultigen Hohe berechnet.
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5.5

6.1

6.1.1

6.1.2

6.1.3

6.2

6.2.1

Zahlungsweise

Das zu entrichtende Entgelt hat der Zugangsberechtigte auf seine Kosten grundsatzlich binnen einer
Woche nach Rechnungszugang auf ein von der EVS zu bestimmendes Konto zu Uberweisen.

Aufrechnungsbefugnis

Die Vertragspartner kdnnen Forderungen des jeweils anderen Vertragspartners nur aufrechnen, wenn
diese Forderungen unbestritten oder rechtskréaftig festgestellt sind.

Rechte und Pflichten der Vertragsparteien

Grundsatze

Die Vertragsparteien verpflichten sich zu einer vertrauensvollen Zusammenarbeit, die den Besonder-
heiten bei der Benutzung der Eisenbahninfrastruktur Rechnung tragt und negative Auswirkungen auf
die andere Vertragspartei so gering wie moglich halt.

Zur Gewahrleistung der Sicherheit und Effizienz bei der Benutzung der Eisenbahninfrastruktur Gbermit-
teln sich die Vertragsparteien gegenseitig und unverziglich alle notwendigen Informationen. Dies gilt
insbesondere in Bezug auf gefahrliche Ereignisse.

Die Vertragsparteien benennen im Vertrag eine oder mehrere Person(en) bzw. Stelle(n), die befugt
und in der Lage ist (sind), binnen kirzester Zeit betriebliche Entscheidungen in deren Namen zu tref-
fen.

Information zu einzelnen Zugfahrten

Die EVS stellt sicher, dass der Vertragspartner zumindest uber folgende Umstande unverziglich alle
entweder telefonisch, per E-Mail oder schriftlich informiert wird:

a) den Zustand der benutzten Eisenbahninfrastruktur, insbesondere Anderungen, die den Fahr-
weg betreffen und die sich auf den Zugverkehr des EVU beziehen (z. B. Bauarbeiten, vo-
ribergehende Geschwindigkeitsbeschrankungen, Signaldnderungen, Anderungen der techni-
schen oder betrieblichen Eigenschaften des Fahrwegs).

b) UnregelmaRigkeiten wahrend der Benutzung der Eisenbahninfrastruktur, soweit sie fur weitere
Dispositionen des Zugangsberechtigten von Bedeutung sein konnen,
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6.2.2

6.3

6.3.1

6.3.2

6.3.3

6.3.4

c) die Position des Zuges (nur auf Anfrage).
Das EVU stellt sicher, dass die EVS zumindest tber folgende Umstande unverztiglich informiert wird:

a) die Zusammensetzung des Zuges (Traktionsart, Lange, Zugmasse, Fahrzeuganzahl, Anzahl
der Achsen, sonstige Einschrankungen) jeweils bei Veranderungen gegenuber der Trassen-
anmeldung,

b) etwaige Besonderheiten (z. B. Beforderungen gefahrlicher Giter gemalt GGVSE/RID und de-
ren Position im Zugverband, Lademaliberschreitungen),

c) UnregelmaRigkeiten wahrend der Benutzung der Eisenbahninfrastruktur, insbesondere ver-
spatungsrelevante Faktoren (z. B. eingeschrankte Bremsvermogen, Ausfall von Triebfahrzeu-

gen).
d) sonstige Umstdnde und Besonderheiten, die sich auf die Betriebsablaufe bzw. insbesondere

die betriebliche Sicherheit auswirken konnen (z.B. Auffélligkeiten an der Beschaffenheit des
Fahrweges; Gleislage)

Die Information hat gegentiber der betriebsleitenden Stelle der EVS zu erfolgen. Der Kontakt ist im
SNB-BT hinterlegt.

Storungen in der Betriebsabwicklung

Uber besondere Vorkommnisse, namentlich (iber Abweichungen vom vereinbarten Fahr- oder Be-
triebsplan sowie Uber sonstige UnregelmaRigkeiten (Stdrungen in der Betriebsabwicklung) informieren
sich die EVS und das EVU gegenseitig und unverziglich. Die EVS unterrichtet das EVU umgehend
uber sich ergebende betriebliche Auswirkungen auf dessen Zugfahrten.

Die Vertragsparteien verpflichten sich, unverzuglich Stérungen zu beseitigen. Die Beseitigung der
Storung geschieht unverztglich, es sei denn eine unverzlgliche Beseitigung ist unmaglich.

Zur Beseitigung der Storung kann die EVS insbesondere Zuge verlangsamt oder beschleunigt verkeh-
ren lassen, Zige umleiten oder die Benutzung einer anderen als der vereinbarten Eisenbahninfrastruk-
tur vorsehen.

Das EVU hat Stérungen in der Betriebsabwicklung, die seinem Verantwortungsbereich zuzurechnen
sind (z. B. Ausfall von Eisenbahnfahrzeugen), unverziglich zu beseitigen. Es hat insbesondere dafir
Sorge zu tragen, dass die Schienenwege nicht Uber das vertraglich vereinbarte Mal hinaus in An-
spruch genommen werden (z. B. durch liegen gebliebene Zlge). In jedem Falle ist auch die EVS je-
derzeit berechtigt, die Storung in der Betriebsabwicklung auf Kosten des verursachenden EVU zu be-
seitigen (z. B. durch Abschleppen liegen gebliebener Ziige).
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6.3.5

6.4

6.5

6.6

6.7

6.7.1

6.7.2

Die EVS hat Storungen in der Betriebsabwicklung, die inrem Verantwortungsbereich zuzurechnen sind
(z. B. Ausfall von Steuerungs-, Sicherungs- und Kommunikationssystemen, Weichenstorungen), un-
verzuglich zu beseitigen.

Priufungs- und Betretungsrecht, Weisungsbefugnis

Die EVS kann sich auf ihrem Betriebsgelande Uberzeugen, dass das EVU seinen vertraglichen Pflich-
ten nachkommt. Soweit es zur Gewahrleistung eines sicheren und ordnungsgemafen Betriebes not-
wendig ist, kdnnen dazu legitimierte Personale der EVS Fahrzeuge, Anlagen und Einrichtungen des
EVU mit dessen Zustimmung betreten und dem Personal des EVU Weisungen erteilen. Das Personal
des EVU hat den Weisungen Folge zu leisten.

Mitfahrt im Fiihrerraum

Die EVS bzw. ihre von ihr dazu legitimierten Personale drfen, um sich vom ordnungsgemafien Zu-
stand der Eisenbahninfrastruktur Gberzeugen zu kdnnen, nach vorheriger Abstimmung mit den gemaf
Punkt 6.1.3 benannten Personen bzw. Stellen in den Fiihrerrdumen der Fahrzeuge des EVU mitfah-
ren. Die Mitfahrt erfolgt unentgeltlich, es sei denn das EVU verlangt hierflr ein Entgelt.

Veranderungen der Eisenbahninfrastruktur

Die EVS ist berechtigt, die Eisenbahninfrastruktur sowie die technischen und betrieblichen Standards
fur die Benutzung der Eisenbahninfrastruktur unter angemessener Berticksichtigung der Belange der
Zugangsberechtigten zu verandem. Uber geplante Anderungen informiert er die Zugangsberechtigten
unverztiglich, gegebenenfalls auch fortlaufend. Bestehende vertragliche Verpflichtungen bleiben unbe-
rihrt.

Instandhaltungs- und BaumaBnahmen

Die EVS ist berechtigt, Instandhaltungs- und Baumafinahmen an der Eisenbahninfrastruktur jederzeit
durchzufihren. Sie flhrt diese im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren so durch, dass negative
Auswirkungen des EVU so gering wie mdglich gehalten werden.

Alle planbaren Instandhaltungs- und BaumalRnahmen, die Auswirkungen auf die Schienenwegkapazi-
tat haben, werden mit den Zugangsberechtigten / EVU im Vorfeld abgestimmt.
Die Zugangsberechtigten / EVU werden von der EVS hierlber im Vorfeld der Abstimmung unverzig-
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6.7.3

7.1

7.1.1

71.2

713

1.2

7.3

74

lich schriftlich informiert. Flhrt die Abstimmung nicht zu einvernehmlichen Ergebnissen, entscheidet
die EVS Uber die Art der Durchfuhrung.

Geplante Instandhaltungs- und Baumafinahmen, die Auswirkungen auf die Schienenwegkapazitat
haben, werden in den nachsten Netzfahrplan integriert. Unabhangig hiervon werden die Informationen
uber geplante Instandhaltungs- und Baumalnahmen friihestmdglich im Internet unter http://www.evs-
online.com/sites/kundenservice.htm bereitgestellt.

Haftung

Grundsatz
Jede Vertragspartei haftet nach den gesetzlichen Bestimmungen, soweit die Schienenetz-
Nutzungsbedingungen (AT/BT) keine davon abweichenden Regelungen enthalten.

Die Vertragsparteien haften einander nur fur unmittelbare Schaden, soweit die gesetzlichen Bestim-
mungen eine solche Beschrankung zulassen.

Im Verhaltnis zwischen EVS und EVU wird der Ersatz eigener Sachschaden ausgeschlossen. Dies gilt
nicht, wenn der Sachschaden eines Beteiligten den Betrag von 500 Euro Ubersteigt; es gilt ferner nicht,
wenn einem Beteiligten Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit zur Last fallt oder wenn auller eigenen
Sachschaden der Beteiligten auch Sachschaden Dritter oder Personenschaden zu ersetzen sind.

Mitverschulden

§ 254 BGB und - im Rahmen seiner Voraussetzungen - § 13 HPfIG gelten entsprechend.

Haftung der Mitarbeiter

Die Haftung der Mitarbeiter geht nicht weiter als die Haftung der Vertragsparteien. Die personliche Haf-
tung der Mitarbeiter gegentber Dritten bleibt unbertihrt. Ein Rickgriff auf Mitarbeiter der jeweils haf-
tenden Vertragspartei ist nur dieser selbst unter Zugrundelegung ihrer internen Grundsatze maéglich.

Haftungsverteilung bei unbekanntem Schadenverursacher

Kann nicht festgestellt werden, wer einen Schaden bei der EVS oder bei Dritten verursacht hat, haften
beide Vertragsparteien zu gleichen Teilen. Wenn weitere EVU die betreffenden Schienenwege mitbe-
nutzen bzw. mitbenutzt haben, gilt folgende Regelung:
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8.1

8.2

a) Weist ein EVU nach, dass es zur Entstehung des Schadens offensichtlich nicht beigetragen
haben kann, ist es von der Haftung frei.

b) Im Ubrigen wird der Schaden zunachst zu gleichen Teilen auf die Anzahl der insgesamt ver-
bleibenden Beteiligten aufgeteilt.

c) Der hiernach auf die EVU insgesamt entfallende Anteil wird unter diesen sodann in dem Ver-
haltnis aufgeteilt, welches sich aus dem Umfang der tatsachlichen Nutzung der Schienenwege
in den letzten drei Monaten vor Schadenseintritt ergibt.

Abweichungen vom vereinbarten Fahrplan

Abweichungen vom vereinbarten Fahrplan aufgrund unabwendbarer Ereignisse liegen im Rahmen des
allgemeinen Betriebsrisikos und gehen jeweils zu Lasten und Gefahr der im Einzelfall davon beein-
trachtigten Vertragspartei. Dies gilt entsprechend bei solchen Abweichungen vom vereinbarten Fahr-
plan, die auch bei Beachtung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht vermieden werden konnten.
Die Haftung fiir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit bleibt hiervon unberihrt.

Gefahren fiir die Umwelt

Grundsatz

Das EVU ist verpflichtet, umweltgefahrdende Einwirkungen zu unterlassen. Insbesondere darf ein Um-
schlag von umweltgefahrdenden Gltern und Stoffen wie auch eine Betankung von Fahrzeugen nur an
daflir vorgesehenen geeigneten Stellen erfolgen.

Umweltgefahrdende Einwirkungen

Kommt es zu umweltgefahrdenden Immissionen im Zusammenhang mit der Betriebsdurchfihrung des
EVU oder gelangen wassergefahrdende Stoffe aus den vom EVU verwendeten Betriebsmitteln in das
Erdreich oder bestehen Explosions-, Brand- oder sonstige Gefahren, hat das EVU unverziglich die
Leitstelle der EVS zu verstandigen. Der Kontakt ist im SNB-BT hinterlegt. Diese Meldung lasst die
Verantwortlichkeit des EVU fir die sofortige Einleitung von Gegen- und Rettungsmafinahmen (z. B.
Benachrichtigung der nachsten Polizeibehorde, Feuerwehr usw.) unberthrt. Macht die Gefahrensitua-
tion gemal} Satz 1 eine Raumung von Betriebsanlagen der EVS notwendig, tragt die verursachende
Vertragspartei die Kosten.
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8.3 Bodenkontaminationen

Bei Bodenkontaminationen, die durch das EVU - auch unverschuldet - verursacht worden sind, veran-
lasst die EVS die erforderlichen SanierungsmalRnahmen. Die Kosten der Sanierung tragt das verursa-
chende EVU. Ist ein Verursacher nicht feststellbar, bestimmt sich die Haftung nach Punkt 7.4.

8.4 EVS als Zustandsstorer

Ist die EVS als Zustandsstérer zur Beseitigung von Umweltschaden verpflichtet, die durch das EVU -
auch unverschuldet — verursacht worden sind, tragt das EVU die der EVS entstehenden Kosten. Ist ein
Verursacher nicht feststellbar, bestimmt sich die Haftung nach Punkt 7.4.

Anlage 1: Entgelthohen fur die Bestellung von Schienenwegen
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	3.7.1 Die zum Einsatz kommenden Regelfahrzeuge müssen nach Bauweise, Ausrüstung und Instandhaltung den Bestimmungen der EBO entsprechen und von der zuständigen Behörde abgenommen sein oder über eine Inbetriebnahmegenehmigung im Sinne der EIGV verfügen.
	3.7.2 Die Ausrüstung der zum Einsatz kommenden Fahrzeuge muss mit den Steuerungs-, Sicherungs- und Kommunikationssystemen der benutzten Schienenwege kompatibel sein. Die Steuerungs-, Sicherungs- und Kommunikationssysteme sind der Beschreibung der Infr...
	3.7.3 Das EVU bestätigt das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Punkt 3.7.1 und 3.7.2 auf Verlangen der EVS gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 EBV.
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	3.8.2 Anzeichen für eine Zahlungsunfähigkeit des Zugangsberechtigten bestehen
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	3.8.3.1 Sicherheit ist in Höhe des für den Rest des laufenden Monats insgesamt zu entrichtenden Entgeltes zu leisten. Im Anschluss daran ist Sicherheit jeweils in Höhe des für den Folgemonat insgesamt zu entrichtenden Entgeltes zu leisten.
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	3.8.6 Kann der Betreiber der Schienenwege die rechtzeitige Erbringung der Sicherheitsleistung nicht feststellen, ist er ohne weitere Ankündigung zur Leistungsverweigerung berechtigt, bis die Sicherheitsleistung nachweislich erbracht worden ist.
	3.8.7 Der Zugangsberechtigte kann die Sicherheitsleistung durch Entgeltvorauszahlung abwenden.
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	5.3 Umsatzsteuer
	5.4 Zahlungsweise
	5.5 Aufrechnungsbefugnis
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	6.3.5 Die EVS hat Störungen in der Betriebsabwicklung, die ihrem Verantwortungsbereich zuzurechnen sind (z. B. Ausfall von Steuerungs-, Sicherungs- und Kommunikationssystemen, Weichenstörungen), unverzüglich zu beseitigen.
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